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Koalition plant massive Einschränkungen von
Aktionärsrechten

Anlässlich der anstehenden Beratungen der Aktienrechtsnovelle im
Rechtauschuss erklärt der zuständige Berichterstatter der SPD-
Bundestagsfraktion Ingo Egloff:

Die Koalition will die Rechte der Aktionäre massiv einschränken. Das ergibt sich
aus Regelungsvorschlägen, die die Berichterstatter von CDU und FDP im
Rechtsausschuss zur Aktienrechtsnovelle eingebracht haben.

Danach sollen Unternehmen Gebäude mit Millionenwert, wichtige Patente oder
Marken auf neugegründete Töchter übertragen können, ohne dass die Aktionäre
gefragt werden müssen. Das würde dem Missbrauch Tür und Tor öffnen.

Außerdem soll der Rechtsschutz für Aktionäre verkürzt werden. Spruchverfahren
sollen nach dem Willen der Koalitionäre künftig in erster und letzter Instanz beim
Oberlandesgericht entschieden werden. Das Landgericht als Eingangsinstanz
soll entfallen. Bei diesen Spruchverfahren geht es um Abfindungs- und
Entschädigungsansprüche von Aktionären, wenn zum Beispiel Verschmelzungen
gegen ihren Willen vorgenommen wurden. Obwohl es um Millionen Euro gehen
kann, soll es nur eine Gerichtsinstanz ohne Überprüfungsmöglichkeit geben. Das
ist systemwidrig und nicht überzeugend.

Schließlich sollen Entschädigungen statt in Geld auch in Aktien gewährt werden
können, wenn das Unternehmen dies möchte. Die zusätzlichen Aktien sollen in
einem vereinfachten Verfahren ohne Wertprüfung und ohne wirklich Zuführung
von frischem Kapital geschaffen werden können. Der Deutsche Notarverein hat
zu Recht erklärt, die „so mögliche Ausgabe von nur durch heiße Luft gedeckten
Aktien“ sei „schlicht abenteuerlich“.

http://www.spdfraktion.de/node/34078
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Wir brauchen abgewogene Regelungen, die die Handlungsfähigkeit der
Unternehmen sichern, aber auch die Rechte der Anteilseigner wahren. Die
Vorschläge sind von einseitigen Interessen geleitet.
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